
ANLAGE

VorblaƩ zum Frühwarndokument

Vorhaben: Vorschlag für eine Verordnung des 
Europäischen Parlaments und des Rates zur 
Änderung der Verordnung (EU) 2018/1727 
hinsichtlich der Verlängerung des Zeitrahmens 
für die Einrichtung des Fallbearbeitungssystems
von Eurojust

KOM-Nr.: COM (2025) 143 final

BR-Drucksache: 150/25

Federführendes Ressort/Aktenzeichen: MJG

Zielsetzung: Eurojust soll dazu ermächƟgt werden, sein 
bisheriges Fallbearbeitungssystem über den 
bislang vorgesehen Ablösungszeitpunkt hinaus 
zwei weitere Jahre zu nutzen.

Wesentlicher Inhalt: Eurojust ist die Agentur der Europäischen 
Union für jusƟzielle Zusammenarbeit in 
Strafsachen. Ihre Zuständigkeiten, Befugnisse 
und OrganisaƟon ergeben sich aus der sog. 
Eurojust-Verordnung. Deren ArƟkel 23 
verpflichtet Eurojust dazu, alle operaƟven 
personenbezogenenDaten in einem 
Fallbearbeitungssystem zu speichern, und 
verbietet deren anderweiƟge Speicherung. 
Weil das bisherige System technisch veraltet 
war, wurde mit der Verordnung (EU) 
2023/2131 ein neues System mit einer 
flexibleren technischen Gestaltung geregelt 
und ein Übergangszeitraum für die weitere 
Nutzung des alten Fallbearbeitungssystems bis 
zum 1. Dezember 2025 vorgesehen.
Ende 2024 hat Eurojust Bedenken hinsichtlich 
seiner Fähigkeit geäußert, diese Frist 
einzuhalten. Der Verzögerung lägen 
hauptsächlich Schwierigkeiten mit dem 



externen Entwickler zugrunde. Darüber hinaus 
beanspruche die MigraƟon der Daten mehr Zeit
als erwartet, insbesondere da aufgrund der 
komplizierten Struktur des alten Systems 
manuelle Eingriffe erforderlich seien und die 
naƟonalen Verbindungsbüros einbezogen 
werden müssten.  Daher soll die Weiternutzung
des bisherigen Systems zwei weitere Jahre bis 
zum 1. Dezember 2027 zugelassen werden.

Vorläufige Einschätzung zur Einhaltung 
des Subsidiaritätsprinzips (bei 
Bedenken: kurze Begründung):

Es bestehen keine Bedenken hinsichtlich der 
Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips.

Besonderes schleswig-holsteinisches 
Interesse?:

-

Zeitplan für die Behandlung:
a) Bundesrat
b) Rat:
c) ggf. Fachministerkonferenzen, 

etc.

a) nicht bekannt
b) nicht bekannt
c) nicht bekannt


